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1. Ausgangslage und Fragestellung

Zwei Kinder von getrennt lebenden (noch) verheirateten Eltern sind in einer Pflegefamilie bzw. in einer stationären Einrichtung platziert. Für beide Eltern hat das Gericht  im Rahmen von vorsorglichen Massnahmen für die Dauer des Scheidungsprozesses den persönlichen Verkehr geregelt. Der Vater bezahlt zudem monatliche, ebenfalls vom Gericht festgelegte Unterhaltsbeiträge. Die Mutter hat ihren Wohnsitz im Laufe des Scheidungsprozesses verlegt, wodurch nun bei der Ausübung des Besuchsrechts zusätzliche Reisekosten entstehen.
Die Mutter bezieht an ihrem neuen Wohnort Sozialhilfe und bezahlt mangels wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit keine Unterhaltsbeiträge. Sie erhält vom Sozialamt u.a. pro Kind und Besuchstag Fr. 18.-. Sie macht nun geltend, dieser Beitrag decke die Kosten nicht und verlangt vom Beistand der Kinder, der die Unterhaltsbeiträge des Vaters verwaltet, die Erstattung der Fahrtkosten von Fr. 150.- pro Besuchswochenende. Der Beistand erkundigt sich, ob er diese Kosten aus den Unterhaltsbeiträgen des Vaters bestreiten müsse, was aufgrund der eingehenden Beträge möglich wäre. 
2. Erwägungen

1


Als Kosten für den persönlichen Verkehr (Besuchsrecht) gelten namentlich Reise- und Verpflegungskosten des besuchsberechtigten Elternteils und des Kindes. Diese Kosten gehen nach Lehre und Rechtsprechung zu Lasten des besuchsberechtigten Elternteils (BK-Hegnauer Art. 273 N 146 ff.; BK-Bühler/Spühler Art. 156 N 315; BGE 95 II 381). Diese Auffassung stützt sich auf die Lehrmeinung, wonach der persönliche Verkehr im Interesse des besuchsbe-rechtigten Elternteils liege. Schon vor der Revision des ZGB vom 26.6.1998 lag jedoch der persönliche Verkehr auch im Interesse des Kindes (BK-Hegnauer Art. 273 N 18 ff.) und des obhutsberechtigten Elternteils (N 23). Dennoch erschien die Kostentragung durch den besuchsberechtigten Elternteil als richtig, wenn er, was häufig zutrifft, erwerbstätig und wirtschaftlich günstiger gestellt ist, als der obhutsberechtigte Elternteil.

2

Befindet sich der besuchsberechtigte Elternteil aber in ungünstigen Verhältnissen, so können die Kosten auch ganz oder teilweise dem obhutsberechtigten Elternteil überbunden werden (BK-Hegnauer Art. 273 N 146). Insbesondere besteht kein Grund, dem besuchsberechtigten Elternteil die aus seiner Sicht zufälligen Kosten einer nachträglichen Verlegung des Wohn-sitzes des obhutsberechtigten Elternteils aufzubürden (N 147). Sind beide Elternteile objektiv wirtschaftlich nicht in der Lage für die Besuchsrechtskosten aufzukommen, sind die Kosten nach den Bestimmungen des kantonalen Sozialhilferechts vom unterstützungspflichtigen Gemeinwesen zu tragen, da die Ausübung des Besuchsrechts als Persönlichkeitsrecht nicht von der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit abhängig gemacht werden darf.

3

Die Beistands- und Rücksichtspflicht, Art. 272 ZGB, gebietet dem obhutsberechtigten Elternteil einen im Interesse des Kindes dringend gebotenen Besuch beim Berechtigten nötigenfalls auf eigene Kosten zu ermöglichen (N 148).

4 

Dem Kind können keine Kosten aufgebürdet werden. Die Kosten des persönlichen Verkehrs sind Unterhaltskosten (ZGB-Komm. Schwenzer Art. 273 N 20). Dafür haben unter Vorbehalt von Art. 276 Abs. 3  ZGB die Eltern aufzukommen. Wenn das Kind keinen Arbeitserwerb erzielt, noch über andere Mittel verfügt - in Frage kommt ein beträchtliches Kindesvermögen namentlich aus Erbschaft oder unentgeltlicher Zuwendung - haben demnach die Eltern für die Besuchskosten aufzukommen.


5 

Die Mutter erhält im vorliegenden Fall von der zuständigen Sozialbehörde neben einem Beitrag an ihren Lebensunterhalt auch einen pauschalen Beitrag an die Besuchsrechtskosten. Erst wenn die effektiven Kosten für die Ausübung des Besuchsrechts diesen Betrag erheblich übersteigen, stellt sich die Frage, ob der andere (im konkreten Fall auch nicht obhutsbe-rechtigte) Elternteil gestützt auf die Beistandspflicht gemäss Art. 272 einen Teil oder bei entsprechender wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit die gesamten nicht gedeckten Kosten zu übernehmen hat oder ob die Sozialbehörde einen zusätzlichen Beitrag leisten muss. Es handelt sich jedenfalls nicht um einen betragsmässig bezifferten Rechtsanspruch, der gegenüber dem anderen Elternteil oder gegenüber der Sozialbehörde durchgesetzt werden könnte. Es liegt vielmehr im pflichtgemässen Ermessen der Sozialbehörde, welche den minderbemittelten Elternteil, der die Besuchsrechtskosten nicht aufbringen kann bzw. der Instanz, welche den Unterhaltsbeitrag des anderen Elternteils festlegt, ob und wie diese Kosten zu berücksichtigen sind.
3. Schlussfolgerungen und Beantwortung der Fragen

Im konkreten Fall bezahlt der Vater des Kindes, der auch (auf eigene Kosten) ein Besuchs-recht ausübt, Unterhaltsbeiträge, die zur Zeit nicht vollumfänglich für den laufenden Unterhalt benötigt werden, so dass ein Überschuss besteht. Dieser Überschuss fällt grundsätzlich ins Kindesvermögen und darf für Bedürfnisse des Unterhalts – wozu auch die Besuchsrechts-kosten zählen – nur in den Schranken der Bestimmungen über das Kindesvermögen (Art. 318 ff. ZGB) verwendet werden. An diese Bestimmungen sind auch die Sozialbehörden und die Kindesschutzorgane bei der Verwaltung von Kindesvermögen gebunden.
Die Erträgnisse dürfen ohne weiteres für den Unterhalt des Kindes verwendet werden (Art. 319 ZGB). Diese dürften aber im vorliegenden Fall so bescheiden sein, dass sie das Problem nicht lösen. Ein Beitrag aus den laufenden Überschüssen aus den Unterhaltsbeiträgen ist auch vertretbar. 

Bei der Substanz des aus Überschüssen gebildeten Kindesvermögens handelt es sich um sog übriges Kindesvermögen i.S. von Art. 320 Abs. 2 ZGB. Dieses darf nur mit Zustimmung der Vormundschaftsbehörde in bestimmten Beträgen angegriffen werden, wenn es sich für die Bestreitung der Kosten des Unterhalts, der Erziehung oder der Ausbildung als notwendig erweist (Art. 320 Abs. 2 ZGB). Diese Voraussetzungen dürften im konkreten Fall kaum erfüllt. sein. Bevor auf diese „Reserve“, die möglicherweise nur vorübergehend ist und später für Ausbildungszwecke beansprucht wird, gegriffen wird, ist zu prüfen, ob der Mutter nicht zumutbar, ist, die durch ihren Umzug verursachten höheren Besuchsrechtskosten selber zu bestreiten oder ob der Vater zu entsprechend höheren Unterhaltszahlungen  verpflichtet werden kann.
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